
  
Rahmenvereinbarung  

 
zwischen  
dem LandesMusikRat Nordrhein-Westfalen,  
dem Landesverband der Musikschulen Nordrhein-Westfalen,  
dem Ministerium für Schule, Jugend und Kinder und  
dem Ministerium für Städtebau und Wohnen, Kultur und Sport  
des Landes Nordrhein-Westfalen  

über die Zusammenarbeit an offenen Ganztagsgrundschulen  

Präambel:  

Intensive Beschäftigung mit Musik, verstärkter Musikunterricht und regelmäßiges Musizieren beeinflussen die 
kognitive, emotionale und pragmatische Entwicklung der Kinder nachhaltig positiv und führen auch im 
außermusikalischen Bereich zu deutlichen Kompetenzgewinnen.  

Das Ministerium für Schule, Jugend und Kinder (MSJK), das Ministerium für Städtebau und Wohnen, Kultur 
und Sport (MSWKS) des Landes Nordrhein-Westfalen, der LandesMusikRat (LMR) und der Landesverband 
der Musikschulen (LVdM) sind daher bestrebt, die musisch-kulturelle Bildung in den Schulen durch 
musikpädagogische und musikpraktische Angebote so zu ergänzen, damit jedes Kind seine musikalischen 
Fähigkeiten entdecken, erfahren und entfalten kann.  

Die offene Ganztagsgrundschule bietet eine große Chance für die Umsetzung dieser Ziele. Die Entwicklung 
einer pädagogischen Konzeption und die Umsetzung sind gemeinsame Aufgabe der Schulträger, der 
Schulen, der öffentlichen und freien Träger der Kinder- und Jugendhilfe und der Schulaufsicht. Das MSJK, 
das MSWKS und der LandesMusikRat und der Landesverband der Musikschulen stimmen darin überein, 
dass qualitativ hochwertige musikpädagogische Angebote unverzichtbar sind.  

Dabei gehen sie davon aus, dass bei der Planung, Organisation und Gestaltung der musikpädagogischen 
Angebote in der offenen Ganztagsgrundschule den Mitgliedsorganisationen des LandesMusikRates, 
insbesondere dem Landesverband der Musikschulen, eine ihrer Kompetenz entsprechende Bedeutung 
zugemessen wird. In diesem Sinne sollen ihre Angebote besonders berücksichtigt werden.  

Für die Umsetzung dieses gemeinsamen Willens schließen die MSJK, das MSWKS, der LandesMusikRat und 
der Landesverband der Musikschulen folgende Rahmenvereinbarung:  

1. Diese Vereinbarung bildet den Rahmen für die Zusammenarbeit der offenen Ganztagsgrundschulen in 
Nordrhein-Westfalen mit den Mitgliedern im LandesMusikRat und den Musikschulen im 
Landesverband der Musikschulen. Ziel ist es, ein außerunterrichtliches musikpädagogisches Angebot 
für möglichst alle Kinder sicherzustellen, die an der offenen Ganztagsgrundschule teilnehmen.  
   

2. Grundlage der Vereinbarung und der Zusammenarbeit vor Ort sind Erlass und Förderrichtlinie des 
MSJK "Offene Ganztagsschule im Primarbereich" vom 12. Februar 2003.  
   

3. Die Vereinbarung ist der Rahmen für den Abschluss von Kooperationsverträgen zwischen den 
örtlichen Trägern der außerunterrichtlichen musikpädagogischen Angebote und den Schulträgern 
sowie den beteiligten öffentlichen und freien Trägern der Kinder- und Jugendhilfe. Vertragspartner vor 
Ort sind die Schulträger und die Träger der außerunterrichtlichen musikpädagogischen Angebote, d.h. 
die Träger der Musikschulen bzw. die Mitglieder des LMR. Der Schulträger kann den/die Schulleiter/in 
beauftragen, in seiner Vertretung einen Kooperationsvertrag mit dem Träger der außerunterrichtlichen 
musikpädagogischen Angebote abzuschließen. Kooperationsverträge vor Ort können für 
Komplettangebote, Teilangebote und für einzelne Module abgeschlossen werden.  
   

4. Angebote von öffentlichen Musikschulen und gemeinwohlorientierten Trägern haben bei der 
Durchführung außerunterrichtlicher musikpädagogischer Angebote Vorrang vor Angeboten anderer 
Anbieter.  
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5. Für die Durchführung der außerunterrichtlichen musikpädagogischen Angebote kommen in der Regel 
Diplom-Musikpädagogen, staatlich geprüfte Musiklehrer, andere Lehrkräfte und Orchestermusiker mit 
Lehrbefähigung Musik, Dirigenten und Chorleiter mit der Qualifikationsstufe C 3 sowie Musiker mit 
Abschluss eines berufsbegleitenden pädagogischen Lehrgangs an einer Bundes- oder 
Landesmusikakademie in Betracht. Bei persönlicher und pädagogischer Eignung können auch 
ergänzende Kräfte (z.B. Dirigenten und Chorleiter mit langjähriger Erfahrung im Kinder- und 
Jugendbereich vor Einführung der C-Qualifizierung) beschäftigt werden.  
   

6. Die Träger der außerunterrichtlichen musikpädagogischen Angebote und die Schulen vereinbaren, in 
welchem zeitlichen Umfang pro Woche und zu welchen Zeiten die Dienstleistung erbracht wird. Die 
Angebote sollen regelmäßig und vorzugsweise mehrmals wöchentlich stattfinden. Die Träger sorgen 
beim Einsatz ihres Personals für Kontinuität. Der Einsatz soll die Dauer von einem Schuljahr nicht 
unterschreiten. Bei ausdrücklicher Zustimmung des Schulträgers kann die Dauer des Einsatzes auch 
längerfristig angelegt sein. Vertretungsregelungen werden vor Ort zwischen den Vertragspartnern 
verbindlich vereinbart. In den Ferien und an schulfreien Tagen sind auch schulübergreifende Angebote 
möglich, die ggf. weitere Wege erfordern.  
   

7. Die Schule stellt in der Regel die zur Erbringung des Angebots notwendigen Räume zur Verfügung. Es 
können auch Räume einer Musikschule oder von Dritten verwendet werden, wenn sie für Schülerinnen 
und Schüler fußläufig erreichbar sind. Die Schulträger und die Träger der außerunterrichtlichen 
musikpädagogischen Angebote halten in dem Kooperationsvertrag fest, wer die erforderlichen 
Musikinstrumente zur Verfügung stellt. Die Instrumente werden jeweils kostenlos zur Verfügung 
gestellt. Baumaßnahmen für Musikräume, Neuanschaffungen (z.B. von Instrumenten) sowie die 
Gestaltung von Außenanlagen (z.B. Klanggärten) werden von den Schulträgern mit den Schulen und 
den beteiligten Partnern abgestimmt.  
   

8. Die außerunterrichtlichen musikpädagogischen Angebote im Rahmen der offenen 
Ganztagsgrundschule gelten als schulische Veranstaltungen. Der Erlass des MSJK vom 12. Februar 
2003 regelt die Versicherung der teilnehmenden Kinder und der mitwirkenden Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter der außerunterrichtlichen musikpädagogischen Angebote einschließlich der Amtshaftung. 
   

9. Die Mitwirkung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der außerunterrichtlichen musikpädagogischen 
Angebote in schulischen Gremien, ggf. die Mitwirkung der Schule in Gremien des Trägers der 
außerunterrichtlichen musikpädagogischen Angebote ist in dem vor Ort abzuschließenden 
Kooperationsvertrag zu regeln.  
   

10. Fragen der Vergütung sind vor Ort zu regeln. Der Schulträger zahlt für die Dienstleistung der Träger 
der außerunterrichtlichen musikpädagogischen Angebote im Rahmen der in Erlass und Förderrichtlinie 
des MSJK vom 12. Februar 2003 vorgesehenen Mittel eine Vergütung. Sie ist nicht höher als die 
Vergütung, die nach BAT und den Eingruppierungsrichtlinien gezahlt werden müsste.  
   

11. MSJK, MSWKS, LandesMusikRat und Landesverband der Musikschulen verpflichten sich zur 
gemeinsamen Qualitätsentwicklung bei den außerunterrichtlichen musikpädagogischen Angeboten. 
LandesMusikRat und Landesverband der Musikschulen verpflichten sich zur Teilnahme an Evaluation 
und wissenschaftlicher Begleitung. Sie werden bei der Entwicklung der Evaluationsinstrumente und 
der Auswertung der Ergebnisse beteiligt.  
   

12. MSJK, MSWKS, LandesMusikRat und Landesverband der Musikschulen stimmen jährlich den 
Fortschreibungsbedarf dieser Vereinbarung ab. Vereinbarungen für das neue Schuljahr werden 
spätestens bis zum 30. April des laufenden Schuljahres getroffen. Die Anwendbarkeit dieser 
Vereinbarung auf das Programm "Dreizehn Plus" in der Sekundarstufe I soll bis zum Ende des 
Schuljahres 2005/2006 erprobt werden.  

Düsseldorf, den 18. Juli 2003 
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